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Allgemeine Vertragsbedingungen
1. Einbeziehung von AGB, Mandatierung
Diese Allgemeinen Vertragsbedingungen werdenBestandteil sämtlicher Verträge zwischen der StauferKirsch GmbH (nachfolgend: Gesellschaft) und ihrenAuftraggebern (auch: Mandanten), die einerechtliche Beratung, einschließlich Gutachten,Stellungnahmen, Schulungen, Vertragserstellung,und/oder Vertretung zum Gegenstand haben.
Der Einbeziehung anderer AllgemeinerGeschäftsbedingungen – insbesondere solcher desAuftraggebers – wird ausdrücklich widersprochen.
Der Vertrag kommt erst mit Annahme des Vertragsdurch die Gesellschaft in Textform oder mitAufnahme der Tätigkeit durch die Gesellschaftzustande.
2. Gegenstand der Leistung, Schutzbereich,Leistungsausschluss
Gegenstand der Leistung ist die vereinbarteTätigkeit, wie sie sich aus dem von dem Auftraggebererteilten Auftrag ergibt. Die Leistung wirdausschließlich gegenüber dem Auftraggebererbracht, soweit Dritte nicht durch Vereinbarung inTextform ausdrücklich in den Schutzbereich derkonkreten Leistung einbezogen sind.
Die Leistung bezieht sich ausschließlich auf dasRecht der Bundesrepublik Deutschland. Die Prüfungoder Einbeziehung ausländischer Rechtsnormen istausgeschlossen. Die Prüfung ausländischerRechtsnormen hat der Auftraggeber durch fach-kundige Dritte auf eigene Verantwortung prüfen zulassen.
Die Leistung beinhaltet keine Steuerberatung, keineWirtschaftsberatung und keine insolvenzrechtlicheBeratung. Steuerliche, betriebswirtschaftliche undinsolvenzrechtliche Fragen und Auswirkungen hatder Auftraggeber durch fachkundige Dritte (zumBeispiel durch einen Steuerberater, einenFachanwalt für Steuerrecht oder für Insolvenzrechtoder einen Wirtschaftsprüfer) auf eigeneVerantwortung prüfen zu lassen. Etwaigesteuerliche, wirtschaftliche oder insolvenzrechtlicheGestaltungsanforderungen hat der Auftraggeber derGesellschaft rechtzeitig mitzuteilen.
3. Pflichten der Gesellschaft
a. Rechtliche Prüfung, Prüfung der Angaben desAuftraggebers
Der Auftrag wird nach den Grundsätzenordnungsgemäßer Berufsausübung und nach denberufsrechtlichen Regelungen ausgeführt. DieBestimmung des Sachbearbeiters obliegt derGesellschaft.

Die Gesellschaft wird die Rechtssache desAuftraggebers im vereinbarten Umfang prüfen, ihnüber das Ergebnis der Prüfung unterrichten undgegenüber Dritten die Interessen des Auftraggebersim jeweils beauftragten Umfang rechtlich vertreten.
Dabei darf die Gesellschaft den sachlichen Angabendes Auftraggebers ohne eigene Nachprüfungvertrauen und die vom Auftraggeber mitgeteiltenTatsachen, einschließlich dessen Berechnungen,Zahlenangaben und Urkunden der Sachbearbeitungals richtig zugrunde legen. Eine Prüfung derAngaben des Auftraggebers ist nur geschuldet,wenn dies ausdrücklich in Textform vereinbart ist.Ändern sich mitgeteilte Tatsachen nachträglich, soist der Auftraggeber verpflichtet, ungefragt daraufhinzuweisen. Stellt der SachbearbeiterUnrichtigkeiten in den Angaben des Mandanten fest,ist der Mandant verpflichtet, Aufklärung zu erteilen.Offensichtlich unrichtige Angaben wird derSachbearbeiter gegenüber Dritten nicht verwerten.
Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit undOrdnungsmäßigkeit der übergebenen Unterlagenund Zahlen, insbesondere der Buchführung undBilanz gehört nur zum Auftrag, wenn dies schriftlichgesondert vereinbart worden ist.
Der Sachbearbeiter ist ohne in Textform bestätigtenbesonderen Auftrag nicht verpflichtet, ungeordneteAnlagenkonvolute oder Belegsammlungen zusichten und auf ihre rechtliche, steuerrechtliche oderwirtschaftliche Erheblichkeit zu prüfen, es sei denn,der Auftrag beinhaltet ausdrücklich die Sichtung undÜberprüfung unter jedem rechtlichen Gesichtspunkt.
Ist der Auftraggeber Verbraucher, schuldet dieGesellschaft eine Tätigkeit erst nach Ablauf dergesetzlichen Widerrufsfrist von zwei Wochen. Diesgilt nicht, wenn der Auftraggeber ausdrücklichverlangt, dass die Gesellschaft vor Ende derWiderrufsfrist mit der Ausführung der beauftragtenLeistung beginnt; in diesem Fall hat der AuftraggeberWertersatz für die bis zum Widerruf erbrachteLeistung zu leisten. Das Widerrufsrecht erlischt,wenn die Leistung vor Ablauf der Widerrufsfristvollständig erbracht ist.
Verbraucher ist jede natürliche Person, die einRechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, dieüberwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrerselbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnetwerden können.
b. Rechtsmittel und Rechtsbehelfe
Die Gesellschaft ist nur dann verpflichtet,Rechtsmittel (zum Beispiel Klage, Berufung oderRevision) und Rechtsbehelfe zu erheben, soweit
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dies ausdrücklich in Textform vereinbart ist. Schlägtdie Gesellschaft dem Auftraggeber eine bestimmteMaßnahme vor und nimmt dieser nicht Stellung, sobesteht – auch im Falle drohenden Rechtsverlustes– keine Verpflichtung der Gesellschaft zurvorsorglichen Vornahme der Maßnahme.
Alle auf ein Mandat bezogenen Handlungen, welcheeiner von mehreren gemeinsamen Auftraggebernvornimmt oder welche gegenüber einem vonmehreren Auftraggebern vorgenommen werden,sind gegenüber allen Auftraggebern verbindlich.Widersprechen sich Weisungen mehrererAuftraggeber, kann das Mandat niedergelegtwerden.
c. Informationen an den Mandanten
Soweit kein bestimmter Kommunikationsweg undkeine weitere Vorkehrung gegen Zugriffe Drittervereinbart ist, kommt die Gesellschaft ihrerInformationspflicht durch die Nutzung eines der vomAuftraggeber mitgeteilten Kommunikationswegsnach Wahl der Gesellschaft nach.
d. Versand physischer Akten und Dokumente
Die Gesellschaft versendet ihr überlassene,physische Akten und Dokumente nach eigenemErmessen mittels einfachem Brief, Wertbrief,Päckchen oder Paket (Standard). Soweit derAuftraggeber eine abweichende Leistung oder einezusätzliche Transportversicherung wünscht, hat erdies der Gesellschaft in Textform mitzuteilen. Diesgilt auch für Behörden- und Gerichtsakten, soferndiese Unterlagen des Auftraggebers enthalten.
e. Verschwiegenheit
Die Gesellschaft ist zur Verschwiegenheit gemäßden berufsrechtlichen Vorgaben berechtigt undverpflichtet.
Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt nicht, soweit dieBerufsordnung oder andere RechtsvorschriftenAusnahmen zulassen oder die Durchsetzung oderAbwehr von Ansprüchen aus dem Vertragsverhältnisoder die Verteidigung der Gesellschaft in eigenerSache die Offenbarung erfordern.
Die Gesellschaft hat ihre Mitarbeiter und allesonstigen Personen, die bei ihrer beruflichenTätigkeit mitwirken, ausdrücklich zurVerschwiegenheit verpflichtet.
f. Verwahrung von Geldern
Fremdgelder und sonstige Vermögenswerte,insbesondere Wertpapiere und andere geldwerteUrkunden, werden entsprechend denberufsrechtlichen Vorgaben verwaltet.

4. Pflichten des Auftraggebers
Eine erfolgreiche Bearbeitung ist nur bei Beachtungder folgenden Obliegenheiten des Auftraggebersgewährleistet:
a. Umfassende Information, Kontaktaufnahme mitDritten
Der Auftraggeber hat die Gesellschaft möglichst inTextform zu informieren. Dabei informiert er dieGesellschaft über alle mit dem Auftragzusammenhängenden Tatsachen umfassend undwahrheitsgemäß und übermittelt ihr sämtliche mitdem Auftrag zusammenhängenden Unterlagen,Daten bzw. Informationen (im Folgenden nur:Informationen) in geordneter Form.
Den Auftraggeber trifft eine Mitwirkungspflicht.Sofern die Gesellschaft Informationen beimAuftraggeber anfordert, sind diese unverzüglichbeizubringen. Sollte dies nicht möglich sein, wird derAuftraggeber sich nach Kräften bemühen, dieentsprechenden Informationen zu beschaffen. DieGesellschaft weist darauf hin, dass das Fehlen derangeforderten Informationen nachteilig für denAusgang des Mandats sein kann.
Soweit die Übergabe von Unterlagen erforderlich ist,sind nur elektronische oder physische Kopien –keine Originale – zu übergeben, es sei denn dieGesellschaft fordert ausdrücklich und in Textform einOriginal an; ausgenommen hiervon sind Vollmachtendes Auftraggebers.
Der Auftraggeber wird während der Dauer desVertrags nur in Abstimmung mit der Gesellschaft mitGerichten, Behörden, der Gegenseite oder sonstigenBeteiligten Kontakt aufnehmen.
b. Vorsorge bei Abwesenheit und Adressänderung
Der Auftraggeber wird die Gesellschaft in Textformunterrichten, wenn er seine Anschrift, Telefon, E-Mail-Adresse oder andere Kontaktdaten wechseltoder über einen Zeitraum von über einer Wochenicht erreichbar ist. Entsprechendes gilt bei einerÄnderung des Namens, der Firma oder bei einemWechsel der Rechtsform sowie bei einer Änderungder vertretungsberechtigten Personen.
c. Sorgfältige Prüfung von Schreiben
Der Auftraggeber wird die ihm von der Gesellschaftübermittelten Informationen, Schreiben undSchriftsätze der Gesellschaft sorgfältig prüfen, obdie darin enthaltenen Angaben zum Sachverhaltwahrheitsgemäß und vollständig sind und ob dasVorgehen seinen Vorstellungen entspricht; er wirddie Gesellschaft umgehend über Berichtigungeninformieren.
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d. Kommunikationsmittel sowie eilige und an Fristengebundene Informationen
Der Auftraggeber informiert die Gesellschaft überderen zentrale elektronische oder postalischeAnschrift. Die Gesellschaft kann keine Garantie fürZugang, Vollständigkeit, Richtigkeit und rechtzeitigeKenntnisnahme der auf elektronischem Wege vomAuftraggeber versandten Mitteilungen geben. DerAuftraggeber stellt daher durch Nachfrage sicher,dass von ihm übermittelte eilige und / oder an Fristengebundene Informationen der Gesellschafttatsächlich zur Kenntnis gelangt sind. DerAuftraggeber kann sich nicht ohne telefonischeRücksprache darauf verlassen, dass die von ihmverschickten Nachrichten der Gesellschafttatsächlich zugegangen sind.
e. Rechtsschutzversicherung
Das Bestehen einer Rechtsschutzversicherung führtzu keiner Änderung der Vertrags- undLeistungsbeziehung zwischen dem Auftraggeberund der Gesellschaft.
Soweit die Gesellschaft auch beauftragt ist, denSchriftwechsel mit der Rechtsschutzversicherung zuführen, wird diese von ihrer Schweigepflicht imVerhältnis zur Rechtsschutzversicherungausdrücklich befreit. In diesem Fall versichert derAuftraggeber, dass mit derRechtsschutzversicherung ein Versicherungsvertraggeschlossen ist, keine Beitragsrückstände bestehenund in gleicher Angelegenheit keine anderenRechtsanwälte beauftragt sind.
Das Einholen der Deckungszusage bei derRechtsschutzversicherung sowie die in diesemZusammenhang geführte Korrespondenz sind alsweitere Angelegenheit gesondert nach dengesetzlichen Gebühren zu vergüten, soweit keineabweichende Vereinbarung getroffen ist. DieseKosten werden von der Versicherung regelmäßignicht übernommen.
f. Termine und deren Absagen
Der Auftraggeber hat mit der Gesellschaftvereinbarte Termine mindestens zwei Werktage(Montag bis Freitag) im Voraus abzusagen, soferner den Termin nicht wahrnehmen kann. Andernfallshat der Auftraggeber etwaige Aufwände und Kosten,die in Zusammenhang mit der Terminbuchungentstanden sind, bei Ausfall eines vereinbartenTermins zu erstatten, mindestens 50 Euro brutto.
5. Zugang von Informationen undKommunikation
Der Auftraggeber hat die zentralen elektronischenund postalischen Kontaktdaten der Gesellschaft, dieauf deren Webseite angegeben sind, zu nutzen.

Die Gesellschaft ist zur Prüfung des Zugangs vonInformationen an personenbezogene elektronischeund postalische Anschriften, Anrufbeantworter sowieMessagingdienste auf Geräten der Rechtsanwälteund Mitarbeiter der Gesellschaft (personenbezogeneKommunikationsmittel) nicht verpflichtet.Personenbezogene Kommunikationsmittel eröffnenkeinen allgemeinen Zugang der Gesellschaft.Informationen an personenbezogeneKommunikationsmittel sind vertraulich und werdendaher im Fall einer Abwesenheit des Inhabers despersonenbezogenen Kommunikationsmittels auchnicht durch einen Vertreter gelesen.
Soweit der Auftraggeber der Gesellschaft eine E-Mail oder eine andere elektronische Anschrift mitteilt,erklärt er sich bis auf Widerruf oder ausdrücklicheanderweitige Weisung in Textform einverstanden,dass die Gesellschaft ihm ohne Einschränkung überdiese Kommunikationsmittel auftragsbezogeneInformationen sendet. Der Auftraggeber sichert zu,dass nur er oder von ihm beauftragte PersonenZugriff auf diese Kommunikationsmittel haben unddass er Eingänge dort sowie in zugehörigen Spam-,Junk- und Quarantäne-Ordnern regelmäßig prüft.Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Gesellschaft aufEinschränkungen hinzuweisen.
Bei unverschlüsselter Kommunikation ist dieVertraulichkeit nur eingeschränkt gewährleistet.Soweit der Auftraggeber die technischenVoraussetzungen für den Einsatz vonVerschlüsselungsverfahren besitzt und derenEinsatz wünscht, teilt er dies der Gesellschaft mit.
6. Vergütung, Zahlungspflicht desAuftraggebers; Abtretung; Erstattung vonKosten, Abrechnung, Vorschuss
Die Abrechnung des Auftrags erfolgt nach dengesetzlichen Bestimmungen entsprechend demRechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG), soweit derAuftraggeber keine abweichende Vereinbarung mitder Gesellschaft getroffen hat.
Vereinbaren die Parteien in außergerichtlichenAngelegenheiten niedrigere als die im RVGvorgesehenen Gebühren oder erlässt dieGesellschaft nachträglich Gebühren, so ist einesolche Vereinbarung oder Erklärung nur verbindlich,wenn sie in Textform niedergelegt ist.
Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Anforderungder Gesellschaft einen angemessenen Vorschussund nach Beendigung des Vertrags die vollständigeVergütung der Gesellschaft zu zahlen.
Die Gesellschaft ist berechtigt, die Fortsetzung desAuftrags davon abhängig zu machen, dass über denUmfang der erbrachten Leistung für abgerechneteZeiträume Einigkeit besteht oder die berechneteVergütung bezahlt ist.
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Die Vergütung ist unabhängig von etwaigenKostenerstattungsansprüchen des Auftraggebersgegenüber einer Rechtsschutzversicherung, derGegenseite oder sonstigen Dritten.
Die Gesellschaft erteilt folgende Hinweise:
Die für die anwaltliche Tätigkeit zu erhebendenGebühren richten sich nach dem Gegenstandswert.Etwas anders gilt in Straf- und Bußgeldsachen sowiein sozialrechtlichen Angelegenheiten oder wenn mitder Gesellschaft eine abweichende Vereinbarunggetroffen wurde.
In arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten bestehtaußergerichtlich sowie in der ersten Instanz keinAnspruch auf Erstattung der Anwaltsgebühren odersonstiger Kosten. In solchen Verfahren trägtunabhängig vom Ausgang jede Partei dieserStreitigkeit ihre Kosten selbst. Dies gilt grundsätzlichauch für Kosten in Verfahren der freiwilligenGerichtsbarkeit.
7. Rechnung
Die Gesellschaft ist berechtigt ihre Vergütungaufgrund einer in Textform mitgeteilten Berechnungohne Unterschrift zu fordern.
8. Handakte: Aktenaufbewahrung, Vernichtung
Die Partnerschaftsgesellschaft führt die Anwaltsaktedigital.
Die Gesellschaft hat die Akten nach den gesetzlichenRegelungen aufzubewahren. Diese Verpflichtungerlischt jedoch schon vor Beendigung diesesZeitraums, wenn der Rechtsanwalt den Mandantenschriftlich aufgefordert hat, die Akte in Empfang zunehmen und der Mandant dieser Aufforderung nichtbinnen sechs Wochen, nachdem er sie erhalten hat,nachgekommen ist. Handakten der Gesellschaftwerden bis auf die Kostenakte und etwaige Titel imÜbrigen nach Ablauf von sechs Jahren nachBeendigung des Mandats (§ 50 Abs. 2 S. 1 BRAO)vernichtet, sofern der Auftraggeber diese Akten nichtvorher in der Kanzlei der Gesellschaft abholt.
Auf Anforderung des Mandanten, spätestens nachBeendigung des Auftrages, hat die Gesellschaft demMandanten die ihm überlassenen Unterlageninnerhalb einer angemessenen Frist herauszugeben,soweit nicht ohnehin elektronischer Zugriff auf dieseUnterlagen besteht oder bestand.

Die Gesellschaft kann von Unterlagen, die sie anden Auftraggeber zurückgibt, Kopien anfertigen undzurückhalten.
Die Gesellschaft kann die Herausgabe ihrerArbeitsergebnisse und der Akte verweigern, bis siewegen ihrer Gebühren und Auslagen befriedigt ist.Dies gilt nicht, soweit die Zurückbehaltung nach denUmständen, insbesondere wegen verhältnismäßigerGeringfügigkeit der geschuldeten Beträge, gegenTreu und Glauben verstoßen würde.
9. Textform
Ergänzungen oder Änderungen der AllgemeinenVertragsbedingungen, auch bloße Abweichungen imRahmen eines Mandats, bedürfen zu ihrerWirksamkeit einer Vereinbarung in Textform. Diesgilt auch für etwaige Abänderungen diesesTextformerfordernisses.
10. Schlussbestimmungen
Vertragssprache ist deutsch.
Die Rechtsunwirksamkeit einer Bestimmung berührtdie Rechtswirksamkeit der anderen Vertragsteilenicht.
Als Gerichtsstand gilt der Sitz der Gesellschaft alsvereinbart, sofern der Vertragspartner Kaufmann,juristische Person des öffentlichen Rechts oderöffentlich-rechtliches Sondervermögen ist oder derAuftraggeber keinen allgemeinen Gerichtsstand imInland hat oder nach Auftragserteilung seinenWohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus demGeltungsbereich der Bundesrepublik Deutschlandverlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicherAufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nichtbekannt ist. Die Gesellschaft ist darüber hinausberechtigt, ein gerichtliches Verfahren gegen denAuftraggeber auch an dem für seinen Geschäftssitzzuständigen Gericht einzuleiten.
Leistungsort der Gesellschaft ist der Sitz der Kanzlei,es sei denn, es wird ein anderer Leistungsortausdrücklich in Textform vereinbart.
Für alle vertraglichen Beziehungen zwischen demAuftraggeber und der Gesellschaft gilt das Recht derBundesrepublik Deutschland.


